
Abs. 2 FGB fest, daß der sozialistische Staat durch seine 
Einrichtungen und Maßnahmen zu gewährleisten hat, 
daß die Eltern ihre Rechte und Pflichten bei der Er
ziehung ihrer Kinder ausüben können. Besondere Auf
merksamkeit wird dabei der Hilfe für kinderreiche 
Familien und für alleinstehende Mütter und Väter 
gewidmet.
Hieraus wird die große Verantwortung deutlich, die 
den Gerichten dann obliegt, wenn eine gerichtliche 
Entscheidung über das elterliche Erziehungsrecht er
forderlich ist. Die Statistik für das Jahr 1967 weist aus, 
daß sich die Gerichte in etwa 20 000 Fällen mit Erzie
hungsrechtsproblemen zu beschäftigen hatten. Den 
weitaus größten Anteil nehmen dabei die im Zusam
menhang mit einer Ehescheidung notwendigen Rege
lungen des Erziehungsrechts gemäß §§ 25 ff. FGB ein.
Um die Tendenzen der Rechtsprechung auf dem Gebiet 
des Erziehungsrechts im Zusammenhang mit der Ehe
scheidung gründlich analysieren zu können, nahm das 
Oberste Gericht eine detaillierte Befragung vor, die 
sich auf rund 3 750 Verfahren erstreckte, in denen 
über das Erziehungsrecht für 7 250 Kinder zu entschei
den war. Eine wichtige Feststellung aus diesen Unter
suchungen war, daß die Eltern in 86 Prozent aller 
Fälle einen gemeinsamen Vorschlag zur Übertragung 
des Erziehungsrechts auf einen Elternteil unterbreitet 
hatten. Bei 8,5 Prozent der Fälle gab es Streit über 
das Erziehungsrecht, und in 5,5 Prozent der Verfahren 
wurden die von der Scheidung betroffenen mehreren 
Kinder voneinander getrennt. Lediglich in 6 Fällen 
wich das Gericht vom gemeinsamen Vorschlag der 
Eltern ab; die Trennung der Geschwister entsprach in 
•75 Prozent aller Fälle den Vorschlägen der Eltern. Die 
geringe Zahl der abweichenden Entscheidungen deutet 
darauf hin, daß sich die Gerichte, falls Bedenken gegen 
den gemeinsamen Vorschlag bestehen, bemühen, mit 
den Eltern zu beraten, wie das Erziehungsrecht am be
sten ausgeübt werden kann, so daß im Ergebnis dann 
doch ein akzeptabler übereinstimmender Vorschlag zu
stande kommt. Diese Schlußfolgerung wird dadurch 
gestützt, daß auch bei Vorliegen eines gemeinsamen 
Vorschlags verhältnismäßig oft pädagogische und psy
chologische Gutachten beigezogen worden sind.
Vor den Gerichten steht die Aufgabe, die gesellschaft
liche Wirksamkeit der Rechtsprechung in Erziehungs
rechtsfragen zu erhöhen. Eine solche Wirksamkeit hat 
ihre Grundlage in der richtigen Anwendung des Rechts 
und in der überzeugenden Begründung der Entschei
dungen. Dazu soll die Richtlinie Nr. 25 des Plenums 
des Obersten Gerichts zu Erziehungsrechtsfragen vom
25. September 1968 beitragen. Im folgenden sollen 
einige Gesichtspunkte dieser Richtlinie hervorgehoben 
werden.

Zur Entscheidung über das Erziehungsrecht 
im Eheverfahren (§ 25 FGB)

Die Auflösung einer Ehe und die ihr vorangegangenen 
Konflikte zwischen den Ehepartnern haben im allge
meinen sowohl auf die Eltern als auch auf die Kinder 
erhebliche Auswirkungen. Sie erweisen sich selbst 
dann, wenn die Ehescheidung für alle Familienange
hörigen die günstigste Lösung ist, als eine erhebliche 
Belastung. Unter diesen komplizierten Bedingungen 
hat das Gericht mit seiner Entscheidung über das Er
ziehungsrecht für die Kinder zu sichern, daß auch zu
künftig in einer der Struktur nach nicht mehr vollstän
digen und in den inneren Beziehungen gestörten Fa
milie die Vorzüge der Familienerziehung weitgehend 
erhalten bleiben oder wieder gefestigt werden und daß 
die bestmögliche Verwirklichung des sozialistischen Er
ziehungsziels gewährleistet wird.

Die Entscheidung über das Erziehungsrecht erfordert 
eine sorgfältige, verantwortungsbewußte Arbeit der 
Gerichte. Sie muß dadurch gekennzeichnet sein, daß der 
Sachverhalt im erforderlichen Umfang aufgeklärt wird 
sowie alle für die Entscheidung beachtlichen Umstände 
eingehend geprüft und in ihrem wechselseitigen Zu
sammenhang gewürdigt werden. Erforderlichenfalls 
sind auch Maßnahmen zur staatlichen oder gesell
schaftlichen Unterstützung des künftig Erziehungsbe
rechtigten anzuregen.
Es hat sich. gezeigt, daß im wesentlichen zwei Fakto
ren für die gerichtliche Tätigkeit bestimmend sind, 
nämlich die übereinstimmenden oder unterschiedlichen 
Vorschläge der Eltern und die bisherige Erziehungs
situation in der Familie. Hiervon ausgehend ergeben 
sich in der gerichtlichen Praxis folgende drei Möglich
keiten, die im Abschn. A, II, 4 bis 6 der Richtlinie dar
gestellt sind.

1. Die Eltern unterbreiten dem Gericht einen überein
stimmenden, vom Verantwortungsbewußtsein für die 
gemeinsamen Kinder getragenen Vorschlag. Dieser bil
det nach entsprechender Prüfung eine wichtige Grund
lage für die gerichtliche Entscheidung. Ist die bisherige 
Entwicklung und Erziehung der Kinder ohne Kompli
kationen verlaufen, so bedarf es weder einer sehr um
fassenden Sachaufklärung — diese kann sich auf die 
Anhörung der Eltern beschränken —, noch sind irgend
welche staatlichen oder gesellschaftlichen Maßnahmen 
anzuregen.

2. Die Eltern unterbreiten zwar einen gemeinsamen 
Vorschlag, aber in der bisherigen Erziehung und Ent
wicklung der Kinder hat es erhebliche Schwierigkeiten 
gegeben. Abgesehen davon, daß in diesen Fällen zu 
prüfen ist, ob das Erziehungsrecht u. U. den Eltern 
zu entziehen oder seine zeitweilige Nichtausübung ge
mäß § 26 Abs. 2 FGB anzuordnen ist, bedarf es hier vor 
allem der gewissenhaften Prüfung, welche Maßnahmen 
das Gericht in die Wege zu leiten hat, um zu erreichen, 
daß die künftige Ausübung des Erziehungsrechts durch 
einen Elternteil von staatlichen oder gesellschaftlichen 
Kräften unterstützt wird. In dieser Hinsicht werden 
die Gerichte ihren Aufgaben bisher noch nicht immer 
ausreichend gerecht, obwohl auf diese Notwendigkeit 
bereits in Ziff. 11 des Beschlusses des Plenums des 
Obersten Gerichts über die erzieherische Tätigkeit der 
Gerichte zur Erhaltung von Ehen vom 15. April 1965 
(NJ 1965 S. 311) eindringlich hingewiesen wurde.

3. Eine dritte Gruppe von Verfahren ist dadurch ge
kennzeichnet, daß jeder Elternteil — bei unterschied
licher, in der Regel guter Erziehungssituation — das 
Erziehungsrecht für sich begehrt. Hier wird zumeist, 
bedingt durch das eingehende Parteivorbringen, der 
Sachverhalt umfassend aufgeklärt. Die besondere 
Schwierigkeit in diesen Verfahren besteht darin, die 
für die Entscheidung beachtlichen Umstände zu erken
nen, sie in ihrer Bedeutung zu erfassen, gegeneinander 
abzuwägen und in ihrer Gesamtheit zutreffend zu wür
digen. Insbesondere für diese Verfahren werden die 
in Abschn. A, III der Richtlinie enthaltenen Hinweise 
auf eine Reihe typischer, für die Entscheidung wesent
licher Umstände beachtlich sein. Dazu ist jedoch zu 
bemerken:
Die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der Umstände, die 
im einzelnen Verfahren für die Entscheidung beacht
lich sein können, und ebenso ihre differenzierte wech
selseitige Beziehung ermöglichen es nicht, ein bestimm
tes System zu entwickeln, auf dessen Grundlage die 
Entscheidung im Einzelfall zu treffen ist. Auf diese 
Problematik wird in Abschn. A, I, 2 der Richtlinie hin
gewiesen. Deshalb stellt die in Abschn. A, III darge
legte Reihenfolge auch keineswegs eine Rangfolge des
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